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Reformen gegen den Terror?

Bestandsaufnahme in Saudi-Arabien
Iris Glosemeyer [ Volker Petrthes

Die Anschlidge in Riad, die Saudi-Arabien Anfang November erschiitterten, diirften
kaum die letzten gewesen sein; gewaltbereite, islamistische Gruppen haben im Konig-
reich mehr Anhiénger, als die Regierung sich und anderen lange Zeit einzugestehen
bereit war. Saudi-Arabien steht seit den Anschligen des 11. September 2001 inter-
national unter verschirfter Beobachtung. Zudem hat auch innerhalb des Landes eine
kritische Bestandsaufnahme eingesetzt. Der saudischen Fithrung ist mittlerweile klar-
geworden, daR Anderungen an Struktur und Politik unabdingbar sind, wenn das Konig-
reich iiberleben soll. Sie weif§ auch, dal das Verhiltnis zum wichtigsten externen Part-
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ner des Landes, den USA, prekdr ist. Der Reformdruck, der lingerfristige, strukturelle
Ursachen hat, ist durch akute geostrategische Verinderungen lediglich verstirkt
worden. Nach jahrelanger Stagnation ist der seit 1993 stockende innenpolitische
ReformprozeR deshalb wieder in Gang gekommen; das innenpolitische Krifteverhdlt-
nis hat sich in den letzten zehn Jahren allerdings wesentlich gedndert.

Saudi-Arabien galt seit dem Zweiten Welt-
krieg als Eckstein amerikanischer Politik
am Golf und im Mittleren Osten; umge-
kehrt galten intensive, freundschaftliche
Beziehungen zu den USA als Konstante
saudischer Politik. In den USA zumindest
werden diese Beziehungen seit den Terror-
anschldgen des 11. September 2001 nicht
mehr als selbstverstindlich betrachtet;
einige Berater der Administration haben
deutlich gemacht, daf3 sie in Saudi-Arabien
weniger einen Partner als ein Problem,
wenn nicht gar einen Feind sehen. Das
Zwischenergebnis der diesbeziiglichen ame-
rikanischen Politikdebatte scheint aller-
dings zu sein, Saudi-Arabien vorerst nicht

raufzugeben«, sondern bis auf weiteres auf
das Kénigshaus und dessen Fihigkeit zu
gradueller Reform zu setzen. Nicht anders
jedenfalls 14t sich verstehen, was Prasi-
dent Bush am 6. November 2003 in seiner
Rede zur Demokratisierung des Nahen und
Mittleren Ostens zum Thema Saudi-Arabien
zu sagen hatte: Die saudische Regierung
unternehme erste Schritte zur Reform und
konne, wenn sie »dem Volk eine grofRere
Rolle in seiner eigenen Gesellschaft« gebe,
vechte Fiihrung in der Region« demon-
strieren.
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Geopolitik und

wirtschaftliche Bedeutung
Tatsdchlich sind die teils hoffnungsvollen,
teils bangen Erwartungen, daf sich Saudi-
Arabien als Partner der USA nach dem Irak-
Krieg gewissermafen durch einen ameri-
kanisch kontrollierten Irak ersetzen lieRe,
kaum begriindet gewesen. Und das liegt
nicht nur an den Schwierigkeiten, mit
denen die amerikanische Besatzungsmacht
im Irak zu kdmpfen hat. Das Kénigreich
bleibt ein wichtiger Faktor im regionalen
Kriftesystem; es ist aber unter wachsenden
Anpassungsdruck geraten.

Auf dem Olmarkt unverzichtbar

Der Krieg hat die wirtschaftliche Bedeutung
Saudi-Arabiens nicht geschmaélert. Auch
wenn eine rasche Stabilisierung des Irak
gelingt, massive Investitionen in die ira-
kische Erdodlindustrie flieRen und die
irakische Produktion rasch hochgefahren
wird, vermag der Irak Saudi-Arabien nicht
den Rang abzulaufen. Das ist nicht nur eine
Frage der Reserven — Saudi-Arabien besitzt
etwa ein Viertel der Welterddlreserven, der
Irak 10 bis 12 Prozent - oder der Forder-
kapazitidten: Nicht einmal die optimistisch-
sten Schitzungen gehen davon aus, dafd der
Irak innerhalb der nichsten zehn Jahre die
Produktionskapazitidten Saudi-Arabiens von
heute bis zu 10,5 Millionen Barrel pro Tag
erreichen konnte. Wichtiger noch: Kein an-
derer Staat wird es sich wie Saudi-Arabien
leisten kénnen, bis zu 15 Prozent seiner
Produktionskapazitdten iiberwiegend un-
genutzt zu lassen, um mittels dieser Kapa-
zitdten den Markt in Krisenzeiten zu beru-
higen. Saudi-Arabien hat 2002 und 2003,
wihrend der Venezuela-Krise und wiahrend
des Irak-Krieges, genau dieses getan: seine
Forderung hochgefahren und damit die
Preise stabil gehalten.

Der Irak dagegen wird angesichts seines
enormen Wiederaufbaubedarfs und seiner
Schulden jede zusédtzliche Produktions-
kapazitdt auch nutzen missen. Er wird
auch bei schnellstmdglichem Ausbau seiner
Olfelder zumindest bis in das nichste Jahr-

zehnt keine Reservekapazititen aufbauen
und damit die Marktfunktion Saudi-
Arabiens tibernehmen kénnen. Aus dem
gleichen Grunde entbehren Spekulationen
jeder Grundlage, daR der Irak - voraus-
gesetzt er trifft halbwegs souverdne Ent-
scheidungen - die OPEC verlassen und die
anderen Forderldnder in einen ruindsen
Preiskrieg treiben konnte.

Verlust subregionaler Hegemonie
Im regionalen Machtgefiige ist Saudi-
Arabien nach wie vor ein wichtiger Spieler.
Dies gilt nicht zuletzt fiir seine Rolle im
arabisch-israelischen Konflikt. Nicht von
ungefdhr tragt der 2002 vom Arabischen
Gipfel in Beirut beschlossene »Arabische
Friedensplan« — der Israel fiir einen Riick-
zug aus den besetzten arabischen Gebieten
die Normalisierung der Beziehungen mit
den arabischen Staaten anbietet — auch
den Namen des saudischen Kronprinzen
Abdallah. Dieser hatte seine Initiative gegen
die Mehrheit der saudischen Offentlichkeit
lanciert, die normalen Beziehungen mit
Israel ablehnend gegentibersteht, und
damit echte Fiihrerschaft bewiesen. Selbst
die Kritiker seines VorstofRes mulfdten an-
erkennen, dafk Saudi-Arabien damit die
gesamtarabische Agenda bestimmt und
international Punkte gemacht hatte.
Allerdings hat das Konigreich im Laufe
der letzten zehn Jahre und nicht zuletzt im
Zuge der jiingsten Entwicklungen, die im
Irak-Krieg kulminierten, in seinem un-
mittelbaren Umfeld Gewicht eingebiifit.
Entsprechend symbolisiert der Abzug des
groldten Teils der seit 1990 in Saudi-Arabien
stationierten amerikanischen Truppen
(von den 50 000 Soldaten vor dem Irak-
Krieg sind noch etwa 6000 verblieben)
einen strategischen Bedeutungsverlust des
Landes. Dies gilt, paradoxerweise vielleicht,
ungeachtet der Tatsache, da® die Anwesen-
heit der US-Truppen unpopulir war und
die Opposition ihren Abzug forderte. Die
saudische Fiihrung hat sich denn auch aus
innenpolitischen Griinden nicht gegen
den Abzug gewehrt. Sie muf3te aber in Kauf



nehmen, da® andere Staaten, insbesondere
der kleine Nachbar Katar, als Standorte
amerikanischer Truppenbasen und damit
auch als regionale Partner der USA an
Bedeutung gewinnen.

Saudi-Arabien ist heute, anders als in
den siebziger, achtziger und neunziger
Jahren, nicht mehr der Hegemon auf der
Halbinsel. Wenn die kleineren Staaten im
Golfkooperationsrat (Kuwait, Bahrain,
Katar, Vereinigte Arabische Emirate, Oman)
frither bei wichtigen aufRen- und innen-
politischen Entscheidungen nach Riad
geblickt haben, blicken sie heute - direkt -
nach Washington. Entscheidungen wie die
des Herrschers von Bahrein, sich zum Konig
zu erheben - ranggleich also mit dem sau-
dischen Monarchen - und ein Parlament
wadhlen zu lassen, des Sultans von Oman,
allgemeine Wahlen abzuhalten, oder des
Emirats Dubai, eine »Medienfreizone« ein-
zurichten, in der auch saudische Investoren
unzensierte Sendefreiheit genieRen, wiren
bis Ende der neunziger Jahre aus Riicksicht
aufsaudische Empfindlichkeiten, im Zwei-
felsfall auch auf saudischen Druck hin,
schlicht nicht getroffen worden. Gerade im
Hinblick auf politische Systementwicklun-
gen ld13t sich von einer saudischen Fiih-
rungsrolle nicht mehr sprechen. Im Gegen-
teil, die saudische Fihrung scheint heute
entsprechende innenpolitische Schritte der
Nachbarn aufmerksam zu beobachten, um
eigene Reformoptionen zu sondieren.

Struktureller Reformdruck
Saudi-Arabien ist allerdings nicht nur auf-
grund der neuen geopolitischen Situation
im Mittleren Osten oder aufgrund amerika-
nischer Kritik an seinen inneren Verhdlt-
nissen unter Reformdruck geraten. Beides
verstdrkt letztlich nur lingerfristige struk-
turelle Entwicklungen, die darauf hinaus-
laufen, daR die politisch-6konomische
Formel, auf der die Herrschaft im Konig-
reich und ein wesentlicher Teil der Legiti-
mitdt des Koénigshauses basiert, nicht mehr
aufgeht. Saudi-Arabien gilt seit dem Beginn
des Olzeitalters als Rentierstaat par excel-

lence. Die Wirtschaft des Kénigreichs hdngt
praktisch vollstindig von Olexporterlésen
ab; der Staat bzw. die herrschende Familie
kontrolliert diese Erlése und verteilt sie. An-
statt seine Biirger zu besteuern, subventio-
niert der Staat seine Untertanen — und
kauft ihnen damit politische Mitwirkungs-
anspriiche ab: Partizipationsforderungen
nach dem Grundsatz »no taxation without
representation« kommen mangels Besteue-
rung nicht auf.

Diese Formel ist bereits seit Mitte der
achtziger Jahre aus dem Lot geraten. Die
Zahl der Einwohner Saudi-Arabiens hat sich
von 1980 bis 2000 mehr als verdoppelt; die
verfiigbaren Ressourcen blieben aber auf-
grund der trotz aller kurzfristigen Schwan-
kungen iber ldngere Sicht stagnierenden
Olpreise konstant. Der Staat, kurzum, hatte
zwar nicht weniger zu verteilen, die Zahl
der Berechtigten aber wuchs. Der Staat war
nicht arm, aber gleichwohl zu struktureller
Anpassung gezwungen. Finanzpolitische
MafRnahmen allein, etwa die Kiirzung sub-
ventionierter 6ffentlicher Dienstleistungen,
reichten allerdings nicht aus; eine nach-
haltige Reform der Beziehung zwischen
Staat und Gesellschaft wiirde vielmehr eine
stirkere Beteiligung gesellschaftlicher
Krifte erfordern.

Dieser, wenn man so will, strukturelle
Beteiligungsdruck hat mehrere Dimensio-
nen: Es geht um die stirkere Beteiligung
des privaten Sektors am Wirtschaftsleben,
also die Mobilisierung privaten Kapitals
und die proportionale Reduzierung des An-
teils des weiterhin staatlich kontrollierten
Olsektors am Volkseinkommen. Es geht
unter dem Stichwort der »Saudisierunge«
um eine stirkere Beteiligung der Saudis am
Arbeitsmarkt. Es geht prinzipiell auch um
eine stdrkere Beteiligung der Frauen am
wirtschaftlichen Leben - so ist kein Zufall,
daR in Zeiten relativer Ressourcenknapp-
heit plotzlich festgestellt wird, dafd Frauen
die »Héilfte der Bevolkerung« ausmachen
oder dafl, wie man hort, heiratswillige
saudische Ménner sich heute eine berufs-
tatige Frau wiinschen. Es geht schlieRlich
um die Beteiligung strategischer Gruppen -
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der Unternehmerschaft, der Intellektuellen,
der Verwaltungselite — am politischen Ent-
scheidungsprozelR. Diese Beteiligung lauft
seit 1993 iiber den bislang vollstindig er-
nannten, in drei Legislaturperioden aber
jeweils erweiterten Konsultativrat (majlis
al-shura).

Aufgrund eines eher konsensorientier-
ten als entscheidungsfreudigen Willens-
bildungsprozesses, realer Widerstinde
gegen Verdnderungen bei diversen Inter-
essengruppen und einer weitverbreiteten,
tiefsitzenden »Angst, die Welt herein-
zulassen« (Mai Yamani), sind notwendige
Reformen nur langsam und schrittweise
eingeleitet worden. Tiefe und Ernsthaftig-
keit von Reformanstrengungen sind selbst-
verstdndlich auch von den Personen ab-
hingig, die das Land fiithren. Kronprinz
Abdallah hat frithzeitig erkannt, daf die
Zukunft des Konigreiches von durchgreifen-
den Reformen abhingt. Er ist aber nicht
der Konig.

Das innenpolitische Akteursfeld
Eine brisante Mischung innenpolitischer
Probleme - wie ungentigende Legitimation,
unzureichende materielle Ressourcen zur
Aufrechterhaltung des sozialen Kontrakts
und die Folgen fehlgeleiteter Bildungs-
politik — wird durch den Widerstreit der
Interessen innerhalb der Konigsfamilie
verschirft. Zwar kann Kronprinz Abdallah,
der den erkrankten Konig Fahd seit Mitte
der neunziger Jahre vertritt, nachhaltige
regionalpolitische Erfolge verbuchen - die
Beziehungen vor allem zu Iran, einigen der
kleineren Golfstaaten und Jemen haben
sich entschieden verbessert. Und auch im
wirtschaftspolitischen Bereich wurden
Ende der neunziger Jahre Reformen ein-
geleitet. Innenpolitische Reformen blieben
bisher jedoch im Ansatz stecken. Ein Blick
auf die maRgeblichen innenpolitischen
Akteure zeigt, warum sich dies nun dndern
konnte.

Die Familie Al Saud

Die Konigsfamilie verteilt nicht nur das
Oleinkommen, aufgrund ihrer Gréfle
(offiziell etwa 5000 Angehorige), ihrer
Kohdsion und ihrer in alle Teile der Gesell-
schaft reichenden Netzwerke ist sie auch
als Gruppe der wichtigsten Akteure an-
zusehen. Familieninterne Strukturen und
Mechanismen wirken sich daher auch auf
das Tempo aus, mit dem Reformen im
Konigreich vorangetrieben werden kénnen.

Ein Blick auf die vier einfluf3reichsten
Mitglieder der Kénigsfamilie verdeutlicht
schon einige der Probleme. Diese vier
Sohne des Staatsgriinders sind zwischen 70
und 82 Jahren alt und seit 20 bis 40 Jahren
in ihren derzeitigen Amtern. Drei von
ihnen - Konig Fahd, Verteidigungsminister
Sultan und Innenminister Nayif — gehoéren
zu den sieben sogenannten Sudairi-Bri-
dern, denen ein besonders starker Zusam-
menhalt nachgesagt wird. Kronprinz
Abdallah, seit Anfang der sechziger Jahre
Kommandeur der Nationalgarde, kann
dagegen nicht auf die Unterstiitzung ein-
flureicher Vollbriider hoffen. Diese Kon-
stellation birgt neben Stagnation weitere
Risiken, wie etwa schnell aufeinander-
folgende Thronwechsel (in Saudi-Arabien
wird seit 1953 der Thron an einen jiingeren
Bruder und nicht an einen Sohn weiter-
gegeben) oder den Ausfall mehrerer wich-
tiger Minister innerhalb kurzer Zeit. Aul3er-
dem ist Widerstand gegen Verdnderungen
zu vermuten, wenn sie den EinfluRbereich
einzelner Prinzen betreffen.

Ungeachtet dessen haben sich die Macht-
verhdltnisse seit Mitte der neunziger Jahre
zugunsten von Kronprinz Abdallah verscho-
ben, der die Dringlichkeit von Reformen
schon vor Jahren erkannt hat und in seinen
Bemiihungen vor allem von den S6hnen
des 1975 ermordeten Konigs Faisal unter-
stiitzt wird. Diese Koalition kann allerdings
den Widerstand anderer Prinzen nur dann
tiberwinden, wenn sie die Unterstiitzung
anderer gesellschaftlicher Kréfte findet.



Die Ulama

Wichtige Akteure aul3erhalb der Konigs-
familie sind vor allem die hochrangigen
Ulama, die Islamgelehrten. Sie haben dem
Regime bisher nolens volens in jeder ernst-
haften Krise beigestanden, strduben sich
andererseits aber auch gegen viele Refor-
men und haben damit zur Stagnation bei-
getragen. Wie sich gezeigt hat, konnen die
Ulama jedoch selbst gegen Reformen im
Erziehungswesen wenig ausrichten, so-
lange die Kénigsfamilie sie geschlossen
befiirwortet. Vereinzelt hat sich die Regie-
rung schon in den neunziger Jahren um
die Forderung von Gelehrten mit einem
hohen Grad an Integrationsvermogen
bemiiht, um die Angehoérigen der verschie-
denen Richtungen des Islam im Konigreich
an den Staat zu binden. Gleichzeitig wurde
versucht, die modernisierungsfeindlichen
Anhédnger der radikalen und exklusiven
wahhabitischen Lehre zu marginalisieren.
Dabei muf} die saudische Fiihrung behut-
sam und umsichtig vorgehen, nicht zuletzt
weil sich der saudische Staat seit seiner
Griindung auf die wahhabitische Lehre
beruft.

Seit dem 11. September 2001, und vor
allem seit dem Anschlag in Riad vom
12. Mai 2003, wird radikalen Gelehrten
aller Couleur - auch wahhabitischen -
selbst innerhalb Saudi-Arabiens ein grofRer
Teil der Verantwortung fiir die Radikalisie-
rung junger Mdnner und die Rekrutierung
Minderjdhriger zugeschoben. Der Anti-
Terror-Kampf geht jedenfalls eindeutig zu
ihren Lasten. Kurz nach dem Anschlag von
Riad im Mai 2003 wurden unter Verweis
auf»mangelnde Qualifikation« mehr als
300 Prediger entlassen, tiber Tausend ihrer
Kollegen wurden veranlaf3t, Fortbildungs-
kurse zu absolvieren. Drei Prediger wurden
sogar verhaftet, weil sie an einem Rechts-
gutachten beteiligt waren, das zugunsten
der Attentéter plddierte.

Derzeit gibt es keinen Gelehrten, der so
viel Riickhalt im Volk hitte, daf} er die
Regierung herausfordern kénnte. Das ist
fiir die Kdnigsfamilie nur vordergriindig
ein Vorteil, denn damit hat sie auch nie-

manden, der unpopuldre Entscheidungen
der Regierung rechtfertigen konnte, wie
es der 1999 verstorbene GrofRmufti Abd
al-Aziz Bin Baz vermocht hatte. Seit 1999
fehlt ein ideologischer Mittler zwischen
den Prinzen und der Gesellschaft.

Als Gruppe verfiigen die Ulama tiber
wichtige Triimpfe. Einerseits sind sie es, die
bei der Entscheidung tiber die Thronfolge
die Rolle des Ziingleins an der Waage spie-
len konnten. Solange die Thronfolge nicht
neu geregelt wird, konnen die Ulama ein-
zelne Prinzen gegeneinander ausspielen,
um ihre Interessen durchzusetzen. Anderer-
seits konnen nur die loyalen Ulama ein
Gegengewicht zu den verschiedenen Lagern
der Opposition bilden.

Die Opposition

Die explizit islamistische Opposition — dar-
unter viele Ulama - bezieht ihre Legitima-
tion aus den offensichtlichen Schwiéchen
des Regimes, aus der US-Politik in der
Region (Israel/Palédstina, Afghanistan, Irak)
und aus den Beziehungen der saudischen
Regierung zu den USA. AuRerdem profitiert
sie von der Schwéche des Innenministe-
riums, das bei der Terrorbekimpfung eher
ungeschickt vorgeht (siehe ausfiihrlich

Iris Glosemeyer, Terroristenjagd in Saudi-
Arabien, SWP-Aktuell 29/03, August 2003).
Medienwirksam haben sich Mitglieder der
islamistischen Opposition bereits mehrfach
als Mittler zu den radikalen Kréften an-
geboten. Dariiber hinaus bildet die Bewe-
gung ein Auffangbecken fiir all jene, denen
die regimetreuen Ulama zu unkritisch sind.
Die islamistische Opposition hat folglich
eine fiir das Regime bedrohliche, aber auch
eine niitzliche Seite. Mittelfristig konnte
aus ihr eine Figur erwachsen, die die vakant
gewordene Stelle des ideologischen Mittlers
beansprucht.

Seit den Anschldgen im Mai sieht sich
die Regierung gezwungen, der jahrelang
komplett verleugneten militanten Opposi-
tion Herr zu werden. Innerhalb von sechs
Monaten wurden 600 Verdéchtige verhaf-
tet, etwa 20 verdadchtige Personen wurden
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bei Kdmpfen getotet. Die Gefahr, dafk diese
MaRnahmen sich als kontraproduktiv
erweisen, ist grof3. Wie die Ermordung
Konig Faisals 1975 (er wurde von einem
Neffen erschossen, dessen Bruder Jahre
zuvor von Sicherheitskriaften umgebracht
worden war) deutlich gezeigt hat, ist Rache
ein starkes Motiv in einer von tribalen
Werten geprigten Gesellschaft.

Von der rigorosen Art des Anti-Terror-
Kampfes profitiert jene militante Opposi-
tion, die Verbindungen zu internationalen
Terrornetzwerken unterhilt. Mit einem
militanten Jihad versuchen diese Gruppie-
rungen oder auch Zellen, die »Unglaubi-
gen« nicht nur aus Saudi-Arabien, sondern
von der arabischen Halbinsel insgesamt
und langfristig aus der islamischen Welt zu
vertreiben. Wer jeweils die Ungldubigen
sind, bestimmen diese selbsternannten
Jihadisten selbst. Als Jihadisten gelten hier,
dem arabischen Sprachgebrauch folgend,
islamistische Kréfte, die unter Jihad - einem
Konzept, das in der islamischen Theologie
allgemein fiir Anstrengungen im Dienste
des Glaubens steht — ausschlief3lich Krieg
verstehen. Dieses Denkmuster hat in Saudi-
Arabien durchaus Tradition.

Trotz etlicher Gemeinsamkeiten unter-
scheiden sich die Jihadisten in wesent-
lichen Punkten von den modernisierungs-
feindlichen Wahhabiten, beispielsweise
durch ihre Fahigkeit, global zu operieren,
durch ihren versierten Umgang mit moder-
ner Technik und vor allem durch ihr Feind-
bild. Die wahhabitische Lehre ist im Zuge
einer innerislamischen Auseinander-
setzung entstanden, die Ideologie von
al-Qa’ida dagegen in Auseinandersetzung
mit »dem Westen«. Wenn al-Qa’ida und
dhnliche Gruppierungen an Riickhalt ver-
lieren, dann nicht wegen des Anti-Terror-
Kampfes der Regierung, sondern weil vor
allem der Anschlag vom 8. November 2003
vorwiegend Muslime im Land der heiligen
Stiatten Mekka und Medina im heiligen
Monat Ramadan traf — in den Augen vieler
radikaler Islamisten also das falsche Ziel am
falschen Ort zur falschen Zeit. Auch die um

sich greifende Rekrutierung Minderjidhriger
erregt das MifRfallen der Bevolkerung.

Reformen als

Ausweg aus der Misere?

Ein groRer Teil der politischen Fiihrungs-
elite hat erst allmdhlich unter dem sich
verstirkenden inneren und dufleren Druck
akzeptiert, daR Verinderungen notwendig
sind. Dafiir waren nicht so sehr die An-
schldge des 11. September und die darauf
folgenden amerikanischen Anschuldigun-
gen und nicht einmal der Irak-Krieg aus-
schlaggebend, wohl aber der 12. Mai 2003:
jener Tag, an dem eine Serie von Terror-
anschldgen die Hauptstadt Riad erschiit-
terte. Erstmals muf3ten nun auch Reform-
skeptiker wie Innenminister Prinz Na’if bin
Abd al-Aziz zugeben, daf} al-Qa’ida-Zellen
oder, allgemeiner gefaf3t, Anhdnger einer
extrem gewaltbereiten islamistischen Stro-
mung nahezu flichendeckend im Konig-
reich existent sind und sich nicht mehr
leichthin als gesellschaftliches Randphéno-
men abtun lassen. Anstatt wie bisher einer
Konfrontation mit den Jihadisten auszu-
weichen, wiirde man sich ihr nun stellen
missen, und zwar auf der Ebene polizei-
licher Repression genauso wie auf der des
Kampfes um die Képfe.

Im Ergebnis erlebt das Konigreich seit
dem Friihjahr eine anhaltende Kampagne
der Sicherheitskrifte gegen den militanten,
islamistischen Untergrund, bei der Verhaf
tungen und bewaffnete Auseinandersetzun-
gen an der Tagesordnung sind. Gleichzeitig
ging das Religionsministerium gegen Predi-
ger vor, die allzu grof3e ideologische Nédhe
zu den Jihadisten vom Schlage Usama Bin
Ladens und des al-Qa’ida-Netzwerks gezeigt
hatten. Um die Finanzquellen des Terroris-
mus auszutrocknen, wurden MalRnahmen
zur Kontrolle religidser Stiftungen und
zur Registrierung von Finanztransfers ge-
troffen.

Eine vollig andere Politikebene betraf
die Ankiindigung politisch-institutioneller
Reformschritte, bei denen es, auch wenn sie
nur schleppend und gegen Widerstdnde



umgesetzt werden, letztlich um die Neu-
vermessung des politisch-gesellschaftlichen
Raumes im Konigreich geht: Fiir die Refor-
mer um den Kronprinzen zumindest
scheint klarzusein, daf} die pragmatischen
Krifte fiir eine Mitarbeit gewonnen werden
miissen, will man den radikalen Islamisten
das Feld nicht iiberlassen: Abdallah hatte in
diesem Sinne schon vor dem Irak-Krieg, in
einem Resolutionsentwurf fiir den Arabi-
schen Gipfel von Sharm al-Sheikh im Mérz
2003, von der »definitiven Notwendigkeit«
innerer Reformen und der »Entwicklung
politischer Partizipation innerhalb der ara-
bischen Linder« gesprochen. Fiir die eher
reformskeptischen Krifte mag bedeutsamer
sein, daf} allein die Ankiindigung begrenz-
ter Wahlen in der Nahostrede Prdsident
Bushs positiv hervorgehoben wurde.

Schon Ende der neunziger Jahre waren
wirtschaftliche Reformen eingeleitet
worden, die sich mit den Stichworten In-
vestitionsanreize, Privatisierung (selbst im
Energiesektor) und Saudisierung charak-
terisieren lassen. Damit hoffte man Arbeits-
pldtze in der Privatwirtschaft schaffen zu
konnen, zumal der 6ffentliche Dienst da-
mals wie heute personell ibersdttigt ist. Die
getroffenen Maflnahmen erweitern den
Handlungsspielraum der reformorientier-
ten Unternehmer, die wiederum Anspriiche
an das Erziehungswesen und an die Effi-
zienz der Verwaltung stellen.

Nicht nur das Ausland - allen voran die
USA - fordert also Reformen. Auch inner-
halb Saudi-Arabiens nimmt der Druck auf
reformunwillige Krifte zu, wiahrend sich
Kronprinz Abdallah seit etwa einem Jahr
verstarkt der Unterstiitzung reformwilliger
Krifte aus allen Segmenten der Bevolke-
rung versichert. Die grundsdtzliche Aner-
kennung des Rechts auf politische Parti-
zipation bildet den Eckpfeiler der geplan-
ten Reformen, die die Unzufriedenheit der
Bevolkerung kanalisieren sollen. Nachdem
Konig Fahd in seiner Er6ffnungsrede zu
einer Sitzung des Konsultativrates schon
am 17. Mai 2003 (fiinf Tage nach dem
ersten Anschlag in Riad) eine Ausweitung
der politischen Partizipationsmoglich-

keiten angekiindigt hatte, wurde am

13. Oktober eine wichtige prinzipielle
Entscheidung fiir den Reformkurs - oder
auch fiir die Weiterentwicklung des poli-
tischen Systems — getroffen: Zukiinftig soll
ein Teil der Vertreter der Regionalrdte ge-
wadhlt werden.

Nun ist eine eingeschrdnkte Wahl auf
lokaler Ebene keine Sensation. Sie steht
aber fiir eine eindeutige Kurskorrektur und
kann nur eine Vorstufe fiir allgemeine
Wahlen zum Konsultativrat sein. In diesem
»Proto-Parlament« sitzen kaum Vertreter
der traditionellen Eliten, sondern fast aus-
schlieRlich Angehorige der sogenannten
Mittelschicht: Mitglieder von Unternehmer-
familien, Arzte, Wirtschaftswissenschaftler,
Ingenieure — und erstaunlich viele Sozio-
logen und Politologen. Der Rat hat ange-
sichts der Tatsache, dafd seine Mitglieder
vor allem aufgrund ihrer Fachkompetenz
ausgewdhlt wurden, das Potential, erheb-
lich zur Legitimierung der Regierung und
zur langfristigen Stabilisierung des Systems
beizutragen. Ihm haften aber noch zwei
entscheidende Schwéchen an:

Erstens hat der Konsultativrat kein
Budgetrecht. Dabei ist die Korruption der
Konigsfamilie einer der Hauptangriffs-
punkte fiir die gesamte Opposition. Ihr 1aRt
sich nur durch mehr Transparenz ent-
gegenwirken, zum Beispiel durch die Uber-
tragung des Budgetrechts auf den Konsulta-
tivrat. Das ist im Moment schwer vorstell-
bar, denn damit wiirde sich die stetig wach-
sende Kénigsfamilie ihrer eigenen Ressour-
cen berauben. Dennoch wird diese Option
schon seit Jahren von Mitgliedern des Kon-
sultativrates mehr oder weniger offen dis-
kutiert. Auch in dieser Frage empfiehlt sich
ein Blick tiber die Grenze. Kompromisse,
die offenbar in dhnlichen Féllen in benach-
barten kleineren Golfstaaten gefunden
wurden, kénnten das Dilemma l6sen.

Zweitens werden die Mitglieder des Kon-
sultativrates von der Bevolkerung nicht als
deren Reprisentanten angesehen, nicht
einmal in den Regionen, aus denen sie
stammen. Im Falle einer Wahl wiirden die
Professionals, die heute den Rat dominie-
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ren, wohl von Islamgelehrten und Stam-
messcheichs abgelost. Offenbar um lang-
fristig den Boden fiir Wahlen zu bereiten,
werden seit dem 1. November die Sitzungen
des Rates vom saudischen Fernsehen iiber-
tragen. Auf diesem Wege soll der Rat und
seine Mitglieder der Offentlichkeit niher-
gebracht werden. Der Generalsekretdr des
Konsultativrates hatte versucht, diese Mal3-
nahme zu verhindern, da er befiirchtete,
die Fernsehiibertragung konnte die Arbeit
des Rates beeintrdchtigen. Auch hier haben
sich also die Reformbefiirworter bereits
durchgesetzt.

Der Zwang zur Kooperation
Auch wenn die Gefahr weiterer Anschlige
auf absehbare Zeit bestehen bleibt, wire es
iiberzogen, als Nebenwirkung den Zusam-
menbruch des saudischen Regimes zu er-
warten. Die Anti-Terror-Mafinahmen des
Regimes verdienen jedoch nur zum Teil
Beifall, denn erstens besteht die Gefahr,
daf sie die Situation verschirfen, und
zweitens ist nicht davon auszugehen, daf
internationale Menschenrechtsstandards
eingehalten werden. Fortschritte in Rich-
tung Rechtsstaatlichkeit lassen sich so
nicht erzielen. Internationale 6ffentliche
Anerkennung verdienen dagegen Maf3-
nahmen wie die Verabschiedung eines
Geldwéschegesetzes und die verstirkte Kon-
trolle der Wohlfahrtsorganisationen.
Auffillig ist, daR sich die saudischen
Behorden angesichts der akuten Probleme
erstmals auch in innenpolitisch sensiblen
Bereichen zu einer ernsthaften Zusammen-
arbeit mit amerikanischen Stellen bereit
zeigen. So scheint die Kooperation mit FBI-
Teams, die die amerikanische Regierung
zur Unterstiitzung des Anti-Terror-Kampfes
entsandt hat, recht gut zu funktionieren.
Erstmals auch willigte man ein, amerika-
nische Expertenunterstiitzung fiir die Vor-
bereitung einer Erziehungsreform, gemein-
samer Curriculum-Entwicklung und Lehrer-
ausbildung anzunehmen - implizit zumin-
dest ein Eingestdndnis, da die amerikani-
sche Kritik am saudischen Erziehungs-

wesen und seiner Kontrolle durch die
Religios-Konservativen nicht ganz unbe-
rechtigt war.

Solche Souverdnitdtseinschrankungen
und eine sichtbare Abhédngigkeit von ame-
rikanischem good will miissen in der gegen-
waértigen Situation offenbar in Kauf genom-
men werden, konnen der saudischen Fiih-
rungselite aber kaum gefallen. Mittelfristig
wird die saudische Fithrung deshalb wahr-
scheinlich versuchen, die auRenpolitischen
Beziehungen des Konigreichs stdrker zu
diversifizieren. Europdische Staaten sollten
sich denn auch auf die Moglichkeit ein-
stellen, eine grof3ere Rolle im Politikdialog
und bei der Unterstiitzung von Reform-
mafRnahmen im Konigreich zu spielen.



	Problemstellung
	Geopolitik und wirtschaftliche Bedeutung
	Auf dem Ölmarkt unverzichtbar
	Verlust subregionaler Hegemonie

	Struktureller Reformdruck
	Das innenpolitische Akteursfeld
	Die Familie Al Saud
	Die Ulama
	Die Opposition

	Reformen als Ausweg aus der Misere?
	Der Zwang zur Kooperation



